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74. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 
Der Abschluss des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt. 

ABKOMMEN 
zwischen der Regierung der Republik Österreich und der Regierung der Republik Belarus 

über die Förderung und den Schutz von Investitionen 
DIE REGIERUNG DER REPUBLIK ÖSTERREICH UND DIE REGIERUNG DER REPUBLIK 

BELARUS, Im Folgenden „die Vertragsparteien“ genannt, 
VON DEM WUNSCHE GELEITET, günstige Voraussetzungen für eine größere wirtschaftliche 

Zusammenarbeit zwischen den Vertragsparteien zu schaffen, 
IN DER ERKENNTNIS, dass die Förderung und der Schutz von Investitionen die Bereitschaft zur 

Vornahme derartiger Investitionen stärken und dadurch einen wichtigen Beitrag zur Entwicklung der 
Wirtschaftsbeziehungen leisten können, 

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN: 

ARTIKEL 1 
Definitionen 

Für die Zwecke dieses Abkommens 
(1) umfasst der Begriff „Investition“ alle Vermögenswerte und zwar insbesondere, aber nicht aus-

schließlich: 
 a) Eigentum an beweglichen und unbeweglichen Sachen sowie sonstige dingliche Rechte wie Hy-

potheken, Zurückbehaltungsrechte, Pfandrechte und ähnliche Rechte; 
 b) Anteilsrechte und andere Arten von Beteiligungen an Unternehmen; 
 c) Ansprüche auf Geld, das übergeben wurde, um einen wirtschaftlichen Wert zu schaffen, oder 

Ansprüche auf eine Leistung, die einen wirtschaftlichen Wert hat; 
 d) geistige und gewerbliche Schutzrechte, wie sie in den im Rahmen der Weltorganisation für Geis-

tiges Eigentum abgeschlossenen multilateralen Abkommen definiert wurden, einschließlich, aber 
nicht nur, Urheberrechte, Handelsmarken, Erfinderpatente, gewerbliche Modelle und technische 
Verfahren, Handelsnamen, Goodwill und Geschäftsgeheimnisse, einschließlich Know-how; 

 e) öffentlich-rechtliche Konzessionen für die Aufsuchung, Aufbereitung, Gewinnung oder die Aus-
beutung von Naturschätzen. 

Eine in Übereinstimmung mit den Rechtsvorschriften einer Vertragspartei erfolgte Änderung der Art und 
Weise, in der Vermögenswerte investiert werden, beeinträchtigt nicht ihre Eigenschaft als Investitionen. 

(2) bezeichnet der Begriff „Investor“ 
 a) jede natürliche Person, die Staatsangehöriger einer Vertragspartei ist und im Hoheitsgebiet der 

anderen Vertragspartei eine Investition tätigt; 
 b) jede juristische Person oder Personengesellschaft, die in Übereinstimmung mit den Rechtsvor-

schriften einer Vertragspartei gegründet wurde, ihren Sitz im Hoheitsgebiet dieser Vertragspartei 
hat und im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei eine Investition tätigt; 
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 c) jede juristische Person oder Personengesellschaft, die in Übereinstimmung mit den Rechtsvor-
schriften einer Vertragspartei oder eines Drittstaates gegründet wurde und in der ein unter a) o-
der b) genannter Investor einen maßgeblichen Einfluss hat. 

(3) bezeichnet der Begriff „damit verbundene Aktivitäten“ Aktivitäten, die mit einer Investition im 
Zusammenhang stehen und in Übereinstimmung mit den anwendbaren Gesetzen und Rechtsvorschriften 
der als Gastland fungierenden Vertragspartei durchgeführt werden. 

(4) bezeichnet der Begriff „Erträge“ die Beträge, die eine Investition erbringt, und zwar insbesonde-
re, aber nicht ausschließlich, Gewinne, Zinsen, Kapitalzuwächse, Dividenden, Tantiemen, Lizenzgebüh-
ren und andere Entgelte. 

(5) bezeichnet „ohne ungebührliche Verzögerung“ den für die Erfüllung der notwendigen Formalitä-
ten bei Transferzahlungen üblicherweise erforderlichen Zeitraum. 

(6) bezeichnet der Begriff „Hoheitsgebiet“ das Hoheitsgebiet des betreffenden Staates, über das die-
ser Staat in Übereinstimmung mit dem Völkerrecht souveräne Rechte und Zuständigkeit ausüben kann. 

ARTIKEL 2 
Förderung und Schutz von Investitionen 

(1) Jede Vertragspartei fördert nach Möglichkeit in ihrem Hoheitsgebiet Investitionen von Investo-
ren der anderen Vertragspartei, lässt diese Investitionen und damit verbundene Aktivitäten in 
Übereinstimmung mit ihren Rechtsvorschriften zu und behandelt derartige Investitionen und damit 
verbundene Aktivitäten in jedem Fall gerecht und billig. 

(2) Gemäß Absatz 1 zugelassene Investitionen und ihre Erträge genießen den vollen Schutz dieses 
Abkommens. Gleiches gilt, unbeschadet der Bestimmungen des Absatzes 1, im Falle einer Wiederveran-
lagung solcher Erträge auch für deren Erträge. 

ARTIKEL 3 
Behandlung von Investitionen 

(1) Jede Vertragspartei gewährt Investoren der anderen Vertragspartei und deren Investitionen eine 
nicht weniger günstige Behandlung als ihren eigenen Investoren und deren Investitionen oder Investoren 
dritter Staaten und deren Investitionen. 

(2) Keine Vertragspartei gewährt in ihrem Hoheitsgebiet Investoren der anderen Vertragspartei ins-
besondere, aber nicht nur, was die Verwaltung, die Instandhaltung, die Nutzung, den Genuss oder die 
Veräußerung ihrer Investitionen betrifft, eine weniger günstige Behandlung als sie ihren eigenen Investo-
ren oder Investoren dritter Staaten gewährt, je nachdem welches die günstigere Behandlung ist. 

(3) Die Bestimmungen des Absatzes 1 sind nicht dahingehend auszulegen, dass sie eine Vertragspar-
tei verpflichten, den Investoren der anderen Vertragspartei und deren Investitionen den gegenwärtigen 
oder künftigen Vorteil einer Behandlung, einer Präferenz oder eines Privileges einzuräumen, welcher sich 
ergibt aus 
 a) einer Zollunion, einem gemeinsamen Markt, einer Freihandelszone oder der Zugehörigkeit zu 

einer Wirtschaftsgemeinschaft; 
 b) einem internationalen Abkommen, einer internationalen Vereinbarung oder innerstaatlichen 

Rechtsvorschrift über Steuerfragen; 
 c) einer Regelung zur Erleichterung des Grenzverkehrs. 

ARTIKEL 4 
Enteignung und Entschädigung 

(1) Investitionen von Investoren einer Vertragspartei dürfen im Hoheitsgebiet der anderen Vertrags-
partei nicht verstaatlicht, enteignet oder Maßnahmen, deren Auswirkungen einer Verstaatlichung oder 
Enteignung gleichkommen würde (im Folgenden „Enteignung“ genannt) unterworfen werden, es sei 
denn zu einem Zweck von öffentlichem Interesse, auf Grund eines rechtmäßigen Verfahrens, auf der 
Grundlage der Nichtdiskriminierung sowie in Verbindung mit einer umgehenden, angemessenen und 
wirksamen Entschädigung. Eine derartige Entschädigung hat dem tatsächlichen Marktwert der enteigne-
ten Investition unmittelbar vor der Enteignung oder bevor die drohende Enteignung öffentlich bekannt 
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wurde, je nachdem, welches der frühere Zeitpunkt ist, zu entsprechen, beinhaltet Zinsen vom Zeitpunkt 
der Enteignung bis zum Zeitpunkt der Zahlung berechnet auf der Basis des LIBOR Satzes oder eines 
äquivalenten Wertes, wird umgehend geleistet, ist tatsächlich verwertbar und frei transferierbar. Derartige 
Transfers werden ohne ungebührliche Verzögerung in der konvertierbaren Währung, in der die Investiti-
on ursprünglich getätigt wurde oder in einer anderen konvertierbaren Währung, auf die sich der Investor 
und die betreffende Vertragspartei einigen, geleistet. Die Maßnahmen zur Festlegung und Zahlung einer 
derartigen Entschädigung erfolgen in geeigneter Weise nicht später als zum Zeitpunkt der Enteignung. 

(2) Enteignet eine Vertragspartei die Vermögenswerte einer Gesellschaft, die als eine Gesellschaft 
dieser Vertragspartei gilt und an welcher ein Investor der anderen Vertragspartei Anteilsrechte besitzt, so 
wendet sie die Bestimmungen des Absatzes 1 dergestalt an, dass die angemessene Entschädigung dieses 
Investors sichergestellt wird. 

(3) Dem Investor steht das Recht zu, die Rechtmäßigkeit der Enteignung durch die zuständigen Or-
gane der Vertragspartei, welche die Enteignung veranlasst hat, überprüfen zu lassen. 

(4) Dem Investor steht das Recht zu, die Höhe der Entschädigung und die Zahlungsmodalitäten ent-
weder durch die zuständigen Organe der Vertragspartei, welche die Enteignung veranlasst hat, oder durch 
ein internationales Schiedsgericht gemäß Artikel 9 dieses Abkommens überprüfen zu lassen. 

ARTIKEL 5 
Entschädigung für Verluste 

(1) Investoren einer Vertragspartei deren Investitionen im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei 
auf Grund eines Krieges oder anderen bewaffneten Konfliktes, einer Revolution, eines nationalen Not-
stands, einer Revolte, eines Aufstands, eines Aufruhrs oder eines sonstigen ähnlichen Ereignisses im 
Hoheitsgebiet der letztgenannten Vertragspartei einen Verlust erleiden, erfahren hinsichtlich Rückerstat-
tung, Entschädigung, Schadenersatz oder anderer Regelung durch die letztgenannte Vertragspartei eine 
nicht weniger günstige Behandlung als jene, die die letztgenannte Vertragspartei ihren eigenen Investoren 
oder Investoren eines Drittstaates gewährt. Die sich daraus ergebenden Zahlungen sind frei transferierbar. 

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 erhalten Investoren einer Vertragspartei, die bei einem in diesem 
Absatz genannten Ereignis im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei einen Verlust erleiden durch: 
 a) Beschlagnahme ihrer Investition oder eines Teiles davon durch die Streitkräfte oder Organe der 

letztgenannten Vertragspartei oder 
 b) Zerstörung ihrer Investition oder eines Teiles davon durch die Streitkräfte oder Organe der letzt-

genannten Vertragspartei, die unter den gegebenen Umständen nicht erforderlich war, 
von Seiten der letztgenannten Vertragspartei eine Rückerstattung oder Entschädigung, die in beiden Fäl-
len unverzüglich, angemessen und effektiv sein muss und, was die Entschädigung betrifft, in Überein-
stimmung mit Artikel 4 Absatz 1 frei transferierbar sein muss. 

ARTIKEL 6 
Transfers 

(1) Jede Vertragspartei garantiert ohne ungebührliche Verzögerung Investoren der anderen Ver-
tragspartei den freien Transfer in einer frei konvertierbaren Währung von Zahlungen im Zusammenhang 
mit einer Investition, insbesondere aber nicht ausschließlich: 
 a) der Anfangsbeträge und zusätzlichen Beträge zur Aufrechterhaltung oder Ausweitung der Inves-

tition; 
 b) von Beträgen, die zur Bestreitung der Ausgaben im Zusammenhang mit der Verwaltung der 

Investition bestimmt sind; 
 c) der Erträge; 
 d) der Rückzahlung von Darlehen; 
 e) der Erlöse aus der vollständigen oder teilweisen Liquidation oder Veräußerung der Investition; 
 f) einer Entschädigung gemäß Artikel 4 Absatz 1 und Artikel 5 dieses Abkommens; 
 g) Zahlungen auf Grund einer Streitbeilegung. 

(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 dürfen nicht dahingehend ausgelegt werden, dass sie Steuer-
hinterziehungen zulassen. 
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(3) Unbeschadet Absatz 1 und 2 kann jede Vertragspartei die Rechte von Gläubigern schützen oder 
die Einhaltung von Rechtsvorschriften über die Ausgabe von und den Handel und den Verkehr mit Wert-
papieren sowie die Erfüllung von Urteilen in Zivil-, Verwaltungs- und Strafverfahren durch die billige, 
nichtdiskriminierende und in gutem Glauben erfolgte Anwendung ihrer Gesetze und Rechtsvorschriften 
gewährleisten. 

(4) Die in diesem Artikel genannten Transfers erfolgen zu dem am Tag des Transfers gemäß den 
geltenden Devisenbestimmungen anwendbaren Wechselkurs. 

(5) Die Wechselkurse werden gemäß den Börsennotierungen im Hoheitsgebiet jeder Vertragspartei 
oder in Ermangelung solcher Notierungen vom jeweiligen Bankensystem im Hoheitsgebiet jeder Ver-
tragspartei festgelegt. 

ARTIKEL 7 
Eintrittsrecht 

Leistet eine Vertragspartei oder eine von ihr hierzu ermächtigte Institution ihrem Investor Zahlungen 
auf Grund einer Garantie für Investitionen im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei, so anerkennt die 
andere Vertragspartei, unbeschadet der Rechte des Investors der erstgenannten Vertragspartei gemäß 
Artikel 9 dieses Abkommens und der Rechte der erstgenannten Vertragspartei gemäß Artikel 10 dieses 
Abkommens, die Übertragung aller Rechte und Ansprüche dieses Investors kraft Gesetzes oder auf 
Grund eines Rechtsgeschäfts auf die erstgenannte Vertragspartei. Ferner anerkennt die letztgenannte 
Vertragspartei den Eintritt der erstgenannten Vertragspartei in alle diese Rechte oder Ansprüche, welche 
die erstgenannte Vertragspartei im gleichen Umfang wie ihr Rechtsvorgänger auszuüben berechtigt ist. 
Für den Transfer von Zahlungen an die betreffende Vertragspartei auf Grund einer solchen Übertragung, 
gelten die Artikel 4, 5 und 6 dieses Abkommens sinngemäß. 

ARTIKEL 8 
Andere Verpflichtungen 

(1) Enthalten die Rechtsvorschriften und Bestimmungen einer Vertragspartei oder völkerrechtliche 
Verpflichtungen, die neben diesem Abkommen zwischen den Vertragsparteien bestehen oder in Zukunft 
begründet werden, eine allgemeine oder besondere Regelung, durch die Investitionen von Investoren der 
anderen Vertragspartei eine günstigere Behandlung als nach diesem Abkommen zu gewähren ist, so geht 
diese Regelung dem vorliegenden Abkommen insoweit vor, als sie günstiger ist. 

(2) Jede Vertragspartei hält jede vertragliche Verpflichtung, die sie im Hinblick auf von ihr in ihrem 
Hoheitsgebiet genehmigte Investitionen gegenüber einem Investor der anderen Vertragspartei eingegan-
gen ist, ein. 

ARTIKEL 9 
Beilegung von Investitionsstreitigkeiten 

(1) Jede Streitigkeit aus einer Investition zwischen einer Vertragspartei und einem Investor der ande-
ren Vertragspartei wird, soweit wie möglich, zwischen den Streitparteien freundschaftlich beigelegt. 

(2) Kann eine Streitigkeit gemäß Absatz 1 nicht innerhalb von drei Monaten nach einer schriftlichen 
Mitteilung hinreichend bestimmter Ansprüche beigelegt werden, wird die Streitigkeit auf Antrag der 
Vertragspartei oder des Investors der anderen Vertragspartei folgenden Verfahren unterworfen: 
 a) einem Vergleichs- oder Schiedsverfahren vor dem Internationalen Zentrum zur Beilegung von 

Investitionsstreitigkeiten, welches durch das am 18. März 1965 in Washington zur Unterzeich-
nung aufgelegte Übereinkommen zur Beilegung von Investitionsstreitigkeiten zwischen Staaten 
und Staatsangehörigen anderer Staaten *) eingerichtet wurde. Im Falle eines Schiedsverfahrens 
stimmt jede Vertragspartei auch ohne Vorliegen einer individuellen Schiedsvereinbarung zwi-
schen der Vertragspartei und dem Investor, auf Grund dieses Abkommens unwiderruflich im 
Vorhinein zu, jede derartige Streitigkeit dem Zentrum zu unterbreiten und den Schiedsspruch als 
bindend anzuerkennen. Diese Zustimmung beinhaltet den Verzicht auf das Erfordernis, dass die 
Rechtsmittel im innerstaatlichen Verwaltungs- oder Gerichtsverfahren erschöpft worden sind, 
oder 

 

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 357/1971 
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 b) einem Schiedsverfahren durch drei Schiedsrichter gemäß den UNCITRAL Schiedsregeln in der 
Fassung der letzten Änderung, die von beiden Vertragsparteien zum Zeitpunkt des Antrags auf 
Einleitung des Schiedsverfahrens akzeptiert wurden. Die Vertragspartei unterwirft sich dem ge-
nannten Schiedsgericht auch dann, wenn keine derartige schiedsgerichtliche Vereinbarung be-
steht. 

(3) Der Schiedsspruch ist endgültig und bindend; er wird nach innerstaatlichem Recht vollstreckt; 
jede Vertragspartei stellt die Anerkennung und Durchsetzung des Schiedsspruchs in Übereinstimmung 
mit ihren einschlägigen Rechtsvorschriften sicher. 

(4) Eine Vertragspartei, die Streitpartei ist, macht in keinem Stadium des Vergleichs- oder Schieds-
verfahrens oder der Durchsetzung eines Schiedsspruchs als Einwand geltend, dass der Investor, der die 
andere Streitpartei bildet, auf Grund einer Garantie eine Entschädigung bezüglich aller oder Teile seiner 
Verluste erhalten habe. 

ARTIKEL 10 

Beilegung von Streitigkeiten zwischen den Vertragsparteien 

(1) Streitigkeiten zwischen den Vertragsparteien über die Auslegung oder Anwendung dieses Ab-
kommens werden, soweit wie möglich, durch freundschaftliche Verhandlungen beigelegt. 

(2) Kann eine Streitigkeit gemäß Absatz 1 innerhalb von sechs Monaten nicht beigelegt werden, so 
wird sie auf Antrag einer Vertragspartei einem Schiedsgericht unterbreitet. 

(3) Ein derartiges Schiedsgericht konstituiert sich ad hoc auf folgende Weise: 

Jede Vertragspartei bestellt ein Mitglied und diese beiden Mitglieder einigen sich auf einen Staats-
angehörigen eines Drittstaates als Vorsitzenden. Die Mitglieder sind innerhalb von zwei Monaten, nach-
dem die eine Vertragspartei der anderen Vertragspartei mitgeteilt hat, dass sie die Streitigkeit einem 
Schiedsgericht unterbreiten will, der Vorsitzende ist innerhalb von weiteren zwei Monaten zu bestellen. 

(4) Werden die in Absatz 3 festgelegten Fristen nicht eingehalten, kann in Ermangelung einer ande-
ren diesbezüglichen Vereinbarung jede Vertragspartei den Präsidenten des Internationalen Gerichtshofes 
ersuchen, die erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. Besitzt der Präsident des Internationalen Ge-
richtshofes die Staatsangehörigkeit einer der beiden Vertragsparteien oder ist er aus einem anderen Grund 
verhindert, diese Funktion auszuüben, so ist der Vizepräsident oder im Falle seiner Verhinderung, das 
nächstdienstälteste Mitglied des Internationalen Gerichtshofes unter denselben Voraussetzungen zu ersu-
chen, die erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. 

(5) Das Schiedsgericht beschließt seine Verfahrensordnung selbst. 

(6) Das Schiedsgericht trifft seine Entscheidung auf Grund dieses Abkommens sowie auf Grund der 
allgemein anerkannten Regeln des Völkerrechts. Es trifft seine Entscheidung mit Stimmenmehrheit; die 
Entscheidung ist endgültig und bindend. 

(7) Jede Vertragspartei trägt die Kosten ihres Mitglieds und ihrer Rechtsvertretung in dem Schieds-
verfahren. Die Kosten des Vorsitzenden sowie die sonstigen Kosten werden von beiden Vertragsparteien 
zu gleichen Teilen getragen. Das Gericht kann jedoch in seinem Schiedsspruch eine andere Kostenrege-
lung treffen. 

ARTIKEL 11 

Anwendung des Abkommens 

(1) Dieses Abkommen gilt für Investitionen, die im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei gemäß ihren 
geltenden Rechtsvorschriften von Investoren der anderen Vertragspartei sowohl vor als auch nach dem 
In-Kraft-Treten dieses Abkommens vorgenommen wurden oder werden. 

(2) Die Vertragsparteien sind an dieses Abkommen insofern nicht gebunden, als es mit dem zum je-
weiligen Zeitpunkt geltenden acquis im Rechtsbereich der Europäischen Union (EU) unvereinbar ist. 

(3) Im Falle von Unklarheiten über die Auswirkungen des Absatzes 2, treten die Vertragsparteien in 
Konsultationen ein. 
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ARTIKEL 12 
In-Kraft-Treten und Dauer 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation und tritt am ersten Tag des dritten Monats in Kraft, 
der auf den Monat folgt, in welchem die Ratifikationsurkunden ausgetauscht worden sind. 

(2) Dieses Abkommen bleibt für einen Zeitraum von zehn Jahren in Kraft; danach wird es auf unbe-
stimmte Zeit verlängert und kann von jeder Vertragspartei unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von 
zwölf Monaten schriftlich auf diplomatischem Wege gekündigt werden. 

(3) Für Investitionen, die vor dem Zeitpunkt des Außerkrafttretens dieses Abkommens getätigt wor-
den sind, gelten die Bestimmungen der Artikel 1 bis 11 dieses Abkommens noch für einen weiteren Zeit-
raum von fünfzehn Jahren vom Zeitpunkt des Außerkrafttretens des Abkommens an. 

GESCHEHEN zu Minsk, am 16. Mai 2001, in zwei Urschriften, in deutscher, belarussischer und 
englischer Sprache, wobei jeder Text gleichermaßen authentisch ist. Im Falle unterschiedlicher Ausle-
gung geht der englische Text vor. 

Für die Regierung der Republik Österreich: 

F. Cede 

Für die Regierung der Republik Belarus: 

S. Martynov 
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nArA,lJ.HEHHE 
nAMDK 

YPA~AM AYCTPhIMCKAH P3CnYliJIIKI 
[ 

YPA.l1:AM P3CnYliJIIKI liEJIAPYCb 
Ali CA)l,3EHHI4AHHI AiKhlUQ5IY JIEHHIO I 

AXOBE IHBECThIUbIM 

YPA,lJ, AYCTPbIMCKAM P3CnY5JIIKI I YPAJL P,)CflY5JIIKI 

GEJIAPYCb (y D,aJIeHWbIM - ):.(araBopHbI5I GaKi), 

)Ka)1,alOLlbI CTBapbJIJ,b CnpbI5IJIbHbJ5I ),MOBbl ;VI5I I IaIlJblP:JHH5I 

'waHaMillHara cynpaIJ,0YHiUTBa naMi)l( JLaraBoplIbIMi baK(lMi, 

npbI3HaIO'-lbl, IllTO Ca.l13et1HiLfaHHc mKbIlU~51yncllHlo axone 

iHBCCTbIUbIli Mo)Ka CI1pbJ}ll~b 3aL~iKaYJIeHI-IaCl~i Y (lIKbIUIJ,51YJIeHlli TaKlX 

ilmeCThIIJ,blH i ThlM eaMhlM 3po6iIJ,b BaIKHhI yKJIa)1, y pa3BiUIJ,e JKallaMillHblX 

a)~HOCIH, 

nara)1.3iJlic5I a6 HacTYI1HbIM: 

ApTblKYJI t 

A3HaLJJIIHi 

)J,JI5I M:)'[ r3Tara f1a['a)1,HeHH5I Hi)l(3HnpbIBe)1.3eHbl51 TJpMIHbI 6YJJ,yLlh 

MeUb HacTYI1Hae 3Ha1I3HHe: 

I. «hmecTbIUbli» a3HaQalOIJ,b yee aKTbIBbI, y nphIBaTHacUI, aJle HC 

BbIKJI101ma: 

a) pyXOMylO HepyxoMYIO MaeMacub, a TaKcaMa JIK)6hl51 iJ-lllJhl51 . . . 
p~3LfaBhL5I I1paBbI, TaKI5l, 51K maT3Kl, npaBhl 3aJIOry, a TaKcaMa '3aJIOn I 
iJ-lWhI5I na)]'06HhI5I npaBbJ; 

6) )1.oJIi i iHWhI5I 4JOPMbI Y)1.3eJIY y npa~lnphlCMCTBax; 
B) npaBbI naTpa6aBaHl-I.5I y a)1,HociHax )1,a rpauJOBhlx CpO)1,Kay, 

npa)1,aCTaYJIeJ-IbJ5I 3 M3Tali CTBap3HH5I 51KoH-He6Y)1.31> )KaI-1 arvti III-I ail 

KaWTOYHaCld, a60 npaBbl naTpa6aBaHH5I y a)1.HociHax /13 .r:n06ora 

BhIKaHaHH5I a6aB5I3aueJlbCTBay na )1.araBOpy, 51Ki Mac }IKYlo-J-Ie6y )~'3b 

JKaHaMiLfHYIO KaWTOYHaCIJ,b; 
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r) npaBbI Ha iHT3JIeKTyaJIbIlYlO i npaMbICnOBYIO YJI3CHaCllb, }lK nTa 
BhI3HaLJaH3 y UJM3T6aKOBhIX nara.rUICHIUIX, ]aK;I1011aJlbIX Y \1C)IGlX 

CYCBCTHaH apraHi3aubIi iHT3JIeKTYaJIhIIaH YJIaclIacui, YKJIK)t.1310t.{bI, aJIC He 

a6M5DKOYBaIOt.lhI, aYTapCKi5l npaBbI, TaBapHbI5l '3lH1Ki, naT3HThI, 

npaMbICJlOBhI5l Y30Pbl i T3XHil.IHhIJI npau,3ChI, (pipMCHHbI51 lIa11MCHHi, «ry II 

Bim) i KaH<pi.u3HUbIJlJIbHYI0 iHCpapMau,bllO, YKJIIOllaIOllbI <<Hoy-xay»~ 

)~) KaHU3cii, 51KI51 npa)]'aCTaYJ15llOUlla Y a)~llaBe.uH3cui '{ 

3aKaH3,LlaYCTBaM Ha pa3Be)],KY, pa3Biu,ue, 311a6bILJY a60 3KcnrryanuLbIlO 

nphlpO)],HhIX p3cypcay. 

)1106a51 3MeHa <IJOpMhl, y 51KOH 3rolUI3 '3 3aKLlHLl.LlaYCTBCHv1 J1J0601'Ll '3 

)J,araBopHhIX SaKOY 6bIJIi iHBeCLJ,ipaBaHbI aKTbIBhI, HC '~aKpaJ-IaC IX 

xapaKTapy 5lK iHBCCThIUbIH. 

2. «IHBccTap» a3Hayae: 

a) m06Yl0 ¢i3iYHYI0 ac06y, 51Ka51 Mac rpaMa,Ll351HCTS<l JlI060ra '3 

,LlaraBopHblX SaKOY i 51KaJl mKbIUll51ymlC iHseCTbIllbIi Ha TJpblTOpbli iHlUal'<l 

)J.araBopHara SOKY~ 

6) m06Ylo IOPbl)],bllHlYIO ac06y a60 TasapbICTBLl, }lKi51 CTsopmlbl 

3rO.LUm '3 3aKalla)]'aycTBaM a)],lIaro )1,araBopHara (;OKY, \1alOUh CHat? 

~lccua~maxo.u)KaHHC lIa T3PhITOPbli r3Tara }~araBoi)Hara !JOKY 

a)J(bIUU51YJI51lOllb iHSCCTbIUbli Ha T3PhITOPbli iHwara )1,araBopIlara SOKY; 

B) JlIo6YIO IOPhI)],hILJHYIO ac06y a60 TasapblcTBa, cTBOpaHbl51 ·~ro.rlHa '3 

3aKaHa.LlaYcnmM 1II060ra 3 t(araBopHblX flaKOY a60 '3(lK<lIJa)laYCTrlaM 

TP31151H )],351p)KaBbl, y 5lKix iHBCCTap, a:HIal.!aHbI Y nyllKTax 2 «a» i 2 «0» 
f3Tara ApThIKY.1a, aKa:mac ncpaBa)J(I-IbI yflJlbIY. 

3. «)1,3cHHacub y CYB513i 3 iHBeCThIubI51Mi» a:mal£ae ).oel-1l-1aCI~b, 51 Ka51 

3B5I3aHa 3 5IKiMi-He6Y)]'3b iHBeCThlubI5IMi i a)J(bI1l1l5lYJI51CUL(a 'JCO)ma3 

3aKaHa.u:aYCTBaM npbIMalOyara ,lJ,araBopHara bOKY. 

4. «)1,aXO.ll.bI» a3Hal.faIOUh CYMbI, aTphlMaHbl51 a)~ HKix-HC6Y)],3b 

iHBecTbIUbIH, i, y npbIBaTHacui, aJIe He BbIKJllOLJHa, YKJIIOl.{aIOUb npbI6blTaK, 

npau3HTbI, .uaXO)],bI a)], npblpocTy MaeMaCHaH BapTaC1li, )],3Bi).~3HIlbl, pa5lJllli, 

Jliu3H3ii i iHWbl51 Y3Harapo)],)J(aHHi. 

5. <die3 Hea6rpYHTaBaHaH 3aTphIMKi» a3HalJaC TaKi nephI51)], tracy, md 
'mbPmihta naTpa6yeuua )],JI51 SbIKaHaHH51 ycix Hca6xo.ll.HblX 

cpapMaJIbHaCueH, 5IKi51 3B5I3aHbI 3 npau3)],ypai1 nepaBO)J.Y nJlaU5DKoY. 

6. «T3PbITOPbI51» 33HaLJae T3phITOphilO a)]'naBe.rU-IaH )],351 P)I«lBbI , IJa 

51IWH 3fO)],Ha 3 Mi)J(HapO)],Hbl~ npaBaM r31a )],351p)J(aBa MQ)Ka a)J(bIUU5lYJl51Ub 

CYBep3HHbIJI npaBbI a60 5IKa~ 3Haxo~3iu,.u:a nall, 5Ie IOPbIC)],bIKUhH1H. 
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ApTblKYJI 2 

Call3cifniQanlie aJKbIl~UHyJ1eHHlO i axone illBCCThlllbrii 

I . KmKHbI 3 )l,arasopHbIX IiaKOY Ha CSaeH T3PbITOPbIi 6y J13e nu Mepbl 

MaflfbIMacui Ca,IJ,3eI1HIYaUh mKblUURyneHHIO iHSeCTbJUbJM ilIBecTapay 

iHlllara ll.arasopHara bOKY, Ll,anYCKallh TaKiR iHBeCTblUbli i )J,:3cihI3CUb Y 

CyB513i 03 iHseCThIUhIRMi 3rOLl,Ha ca csaiM 3aKaHaLl,aYCTsaM i Y JII06blM 

BhmaLl,Ky 6YJJ,3e npaLl,aCTaYmlUb TaKiM iHseCTbIUbI5IM i JJ,3eiiIwClli y CYI3513i '3 

iHseCTbIUbT5IMi cnpaS5I.ll.JIiSbI i paYHarrpaYHE>I ID)I(hIM. 

2. )lanywLIaHbIR y aLl,nasc.llHacui '3 nYHKTaM I rnara ;\pTblKyml 

iHSCCTbIUbli i lJ,aX0.llhI, 3B}!3aHbI.H 3 iMi, 6y Ll,YUh KapbIcTaqu,a naYI-raM axosaii 

r3Tara f1araLl,HCHH}!. De3 a6MC)I(aBaHH}! 113e}!HWI namDIOI-IH}!y nYIIKTa I 
f3Tara ApTblKYJIa aHaJIariYHbI P3)1(hlM 6Y.LI.3C npa.1J,aCTayJIRUl~a Y a.1J,HociIfax 

.lla llaXO.1J,ay, aTpbIMaHhlX a.1J, naYTopuara iI-lBecuipaBaHIUI Bbllll'J~1 

aLl,3HaLlaHblX !laXOLl,ay. 

ApTblKY·,'l3 

P3JKbiM iHBecTbIl~bl" 

I. KO)l(HbI 3l{arasopr-lbIX baKo)i npa.1J,aCTaBiUb iHBecrapaM iHLuara 

)l,araSOpli3ra bOKY i ix iuseCTbIUbI5IM P3)KbIM IIC Mel/Ill Cnphl}[JlbIlbl '~a TOi1, 

}!Ki CH npaLl,aCTaYJIRC csaiM YJIaCHblM iHBCCTapa!\1 i ix i HBCCThlUbI5IM a60 

iHseCTapaM JTI{)60H TP3U}!HLI,3}!p)I(aSbI i ix iHBeCTbll{hI5IM. 

2. KO)l(HbI 3 )larasopHbIX baKOY npa.llaCTaBil{b lIa cBaCii 'npbITOpbJi 

iHBeCTapaM iHwara Ll,arasopHara bOKY Y TbIM, I11TO ).{aThIL(bIUt~a, Y 
. . . 

nphlBaTHaCUI, aJIC HC BhIKJIIOLJUa, KlpaSaHlI}!, na.1J,TphIMKI, BhIKapbICTaml}! 

a60 pacrrapa.1J,)I(3HH5I ix iHsecTbIUbI5IMi, P3)KbIM, He MeHUl CnpbI5IJlhHbI 3a 

Toif, 5IKi ell rrpa.llaCTaymre cBaiM YJlaCHbIM iI-IBCCTapaM a60 iIIBCCTapaM 

JiI060H TP3U}!H .ll35Ip)l(aShT, y 3aJ1C)KHaCui a.1J, Taro, 51Ki '3 ix ]'5IYJHle/Uw 

60JIhlll CnpbJ}!JIhHhIM. 

3. f1a.TJa)K3HHi rrYHKTa f3Tara ApThIKYJla He flClBilIl-lbI 6hIUh 

BblTJIYMaLlaHhI TaKiM LlhIHaM, Ka6 a6aB}!3aUb aLl,3iH 3 J~araBopHblX GaKOY 

pacrraYCIO)],iKBaUb Ha iHsccTapay iHwara ,n:araBopHara r~OKY IX 

iHseCThIUhli rrepasari JII06bIX iCHYI{)LJbIX a60 MarLJbIMhIX y 6Y.1J,Y l lbIM 

P3)KbTMY, np3cpep3HUbIH a60 rrpbIBiJIeH, WTO BbIHiKaI{)Ub 3 JIIo6ora: 

a) MhITHara CaI{)3a, arYJIbHara PhIHKY, 30HhI SOJJhl-rara raHLI,JIJ{) a60 

llJICHCTBa y 51KiM-HC6Y.LI.3b 3KaHaMiLJHhIM cyrrOJIbHiUTBe; 

6) Mi)KHapO.L(Hara .L(arasopa, Mi)l(HapO.llHaH )~aMoyJIelf3Cui a60 
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yHYTpaHara 3aKm-IanaYCTsa, SlKi51 aLl,HOCSlIJ.ua Ll,a nanaTKaa6K.lanaHlISl; 

B) p3rYJ151Bm-IH5I na namlrq3HHi npblrpaHiI-IIIara pyxy. 

ApThIKyJl 4 

3KcnpanphISll(bUI i K3MnCHCal(bJSI 

1. [HBCCTbIIJ.bli iHBccTapay mo6ora 3 )J,arasopHbIX bmwy lIa 

T3PbITOPbli iHlllara )J,araBopHara bOKY HC naLl,J151rmOIJ.h HaUbI5Il1aJli'331~hli, 

3KcnpanpbISlUbli a60 iHWblM McpaM, }J,3C5Il-1HC SlKix ~)KBi BaJ1CHTWl 

HaI~bI5IHaJIi3aIJ.bIi a60 3KcnpanpbI5IIJ.bli (y )laJICHWbIM - ')KCnpanpbISIL~hI5I), 

iHaKW 51K y rpaMa.n:CKix iHTap3cax 3rO,HHa 3 '~aKaHa.n:aycnJaM, l-Ia 

HC'[lbICKPbIMiHaLlbIHHaH aCHOSC npbI :mGccn5lLI3I-IHi CBOCLJaCoBai1, 

an:3KBaTJ1aH i 3q)CKTblYHaii KaMneHCaI~bli, r'na KC1MnCHC,lllhI51 tl[lBill11(] 

CK.la.n:aUb q)aKTbILIHYJO phIHKaBYIO BapTaCLlb :)KCnpanpblipaBallhIX 

iHBCCThIIJ.bIH Ha i\lOMaHT, 5lKi HCnaCp3)lHa namlp3)lHi 1lay a)Khll~l~51yJICHIIIO 

3Kcnpanpbl5lL~hli l~i SIC a6Hapo.n:aBaHHIO y 3aJ1C)KHaCui aLI. Taro, UITO 

a.n:6hlJIOC51 PaIlCH, YKmOqaUh npar~3HT pa3JIi 11aHhi IJa nanCT3BC CTaYKi 

LIBOR a60 3KBiBaJIeHTHaH eli CTaYKi :3 )laThl JKCnpanphU1Ubii J.~a ;-laThl 

IlJIaU5l)KY, BhlI1JIaLfBaUua xYTKa, naBiHHa 6hll~b 3q)CKThIYHa aJKhlLUl5lBiMaH i 

nepaBO)J,3iU1la 6C3 aGMC)!(aBaHH5IY. BhlHiKaJOLlhl51 y r:naH cYB5I'3i ncpaBO)J,bl 

naBiHHhI a)!(bIUUSlYJI5IIJ.Ua 6C3 Hca6rpYHTaBaHai1 3aTpblMKi y KalmcpCYCMaii 

samoue, Y SlKOH iHBCCTblllbIi 6hlJIi rrepwanatJaTKoBa aJK)[(hIULlcYJleHbl, aGo 

y 5l[(OH-HC6y Jf3l:) iHUlaH KaHBcpCYCMaH uaJlloue, Y3rO.IllIClIali na:\lliK 

iHBccrapaM i U)J,naBC)J,HbIM )J,araBopHhIM 60KaM. MCphJ rIa Bbl3HUl IJHHIO i 
BhlI1JIauC Ta[(OH KaMnCHcaUhli 6Y)J,YUh a)KhILlIJ.51YJl51IJ.1la a)J,naBC;HlbIM llblHaM 

HC n33HCH MOMaHTY 3KcnpanpbI51Uhli. 

2. Y BhIfla)J,KY, [(aJIi a)niH 3 ,D,araBopHbIX r;aKOY ')KCnpanpblipye 

3KTbIBbI KaMnaHii, 51K351 pa3rJI5I)J,acuua ~K KaMnaHi5I r:.nara lXaraBoplIara 

bOKY i Y }IKOH iHBeCTap iHwara J(araBopHara bOKY Mac )~OJli, JUISI BbInJlaTbl 

HaJIC)KHaH KaMllcHcaUbli .n:a.n:3eI-IaMY iHBccTapy 6y .n:YL~h npblM5lwlqI~a 

naJIa)K3HHi nYHKTa 1 r3Tara ApTbIKYJIa. 

3. TaKi iHBecTap 6Y)J,3e MCUb npaBa 1m: 

neparmlLl, :)KCnpanpbI5IIJ,bli KaMneT3HTHhIMi opI'aHaMI l(araBopHara 

bO[(Y, 5IKi a)KblIJ.U5lBiY 3KcnpanphI5Il~bIJO; 

CYMbI YMOBbI BbIITJIaTbI KaMneHcaL~hli, neparJJC,n)J(aHhl5I III 

l<aMneT3HTHhIMi Opf'aHaMl ,D,araBopHara fiOKY, }IKI <DKblltUSlSiy 

3Kcnpanphl5IUhlJO, I~i Mi)KHapOLl,HbIM ap6iTpa)!(IlhlM cy .a.OM 1rO)~l!a '3 

apTbIKYJIaM 9 r3Tara fIara)J,HcHH5I. 
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ApTblKYJI 5 

naKpblll.lI.C cTpaT 

1. KaJli il-IBecTblubIi, mKbIuueYJleHbI5I ilIBecTapaM JIIo6ora '3 

)1,araBopHbIX baKoy Ha T3PbITOPbli iHlllara )1,araSOpFIara DOKY, CTaJl i 

CTpaTI-IhIMi Y SblHiKY saHHbI a60 iHwara Y36poeHara KaI-Hl)JliKfY, 

p3BamOu,bIi, Ha.ll.3SbP-IaHI-Iara cTaHOBiwLJ:a Y ,n,351p)KaSe, naycrm-IH5I, 6YHTY l~i 

XBaJI5IBaHH5IY a60 iHllIhlX na.ll.06HhIX na.ll.3eH, WTO i\1cJIi MCCl~a 113 

T3PbITOPhIi anOWH5Ira )laraBopl-Iara DOKY, anOLIIHi ):(anmopHbI DOK 

npa.naCTaYJI5Ie P3)KbIM HC MeHW CnphI5IJlbHbI 3a TOH, 51Ki eH npa)1aCTaYJI5Ie 

cBai:vt YJIaCHhIM iHseCTapaM a60 iHseCTapaM JIl060H TP:Hl5lH )~351p)KaBhl y 

TbIM, WTO )1.aTbILlbIu,u,a a)1.HaYJleHH5I, naKPbILU~51 CTpaT, KaMnCHcm~bli a60 

iHlllara yp:~rYJl5lSaHH5I. Hea6xo)1.HbI5I Y r3TaH CiTyaUbIi TlJIaU5I)KhI IlaBlHHbl 

nepaso)1.3iu,u,a 6e3 a6Me)l(aSaHH5IY. 

2. be3 ypOHY )1.Jl51 nYHKTa 1 r3Tara ApTbIKYJla iHBecTapaM a)1.HarO 3 

JI,araBopHbIX baKoy, 51Ki51 Y mo60H '3 ciTyaUhIH, 'Ja31-IallaHbIX Y r3Tb11'\'1 

nYIml~e, H5ICyqh Ha T3PhITOPhIi iHwara )laraBopHara GOKY cTpaThl y 

BbIHIKY: 

P3KBi3iu,bli ix iHsecTbIUbIH ciJlaMi a60 YJla)1.aMi anOllIH5Ira, I~i 

3HillILJ:3HH5I ix iHBecTbIUbIH CiJlaMi a60 YJla)1.aMi anOllIH5Ira, npbI ThIM, 

UlTO r3Ta He 6hlJlO BblK.liKaHa Hea6xo.ll.HacuJO cTaHOsillILIa, 

npa)1.aCTaYJI5IIDuua 3nOllIHIM JJ,araBopHblM DOKaM aLI.lmYJICIIIIC a60 
Kal\HICHCaUbI5I, 51Ki51 y mo6bIM Bbma)1.KY 6y)1Yl~b XYTKiMi, 3)13KBHTHbIMi i 

:)(I)eKThlYHhIMi. Y ThIM, WTO .ll.aTbI"4hluua KaMneHcaUhli, TO HIm 6Y)1.3C 

nepaBO.ll.3iuu,a 6e3 a6Me)KaBaHH5IY y a)1.naBe)1.1-IaCI~i 3 nYHKTaM 1 ApTbIKY JIa 

4 I"Hara rIara)1.HeHH5I. 

ApTblKYJI6 

nepaBOLl, 

1. KmKHhI 3 )larasopHhIX BaKOY rapaHTye iHBCCTapaM iHwara 

,lJ,araBopHara BOKY 6ecnepaWKO)1.HbI nepaBO.ll. nJlaU5I)KO:Y, '3 B5I3aH bIX ') 

iHBeCTblu,b15lMi, 51Ki a)Kblu,u,5IYJl5leu,u,a 6e3 Hea6rpYHTaBaf-IaH 3aTphIMKi y 

cBa60.ll.Ha KaI-lBepCYCMaH B3JlJOue, y npblBaTHaCl.d, aJle He BbIKJ1IOLIHa: 

a) nepWanaqaTKOBbIX CYM i .ll.a.ll.aTKOBbIX CYM )Vl51 na)1.TpbIMaHH5I a60 
naIlIblp3HH5I iHBecTbIUbIH; 

6) CyM, npa.ll.yrrre)1.)KaHbIX )1Jl51 naKphIUU5I BbI)~aTKay, 51Ki51 a~1.HOC51u,na 
.n.a KipaBaHIHI iHBCCTbIU,bI5IMi; 
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S) ,naXO)lay; 

r) BbIIlnaT na3bIK; 

.t-1) BblpYLJKi a,n nOYI-IaH U,l LJaCTKOBaH JIiKBi,nat{bli a60 np0.L~ml\Y 

iHBeCTblu,bIH; 

e) Kal\WeHCau,bli y a)lnase)lHacuj '3 nYHKTaM ApTblKyJl3 4 
ApTblKynaM 5 r::nara Dara)),HeHH5I.; 

)K) Ilnau,5I.)I(oY, SbIHiKaI-Ol.{bIX 3 yp3ryn5l.SaHH5I. Cnp3' IaK. 

2. nana)K3HHi nyHKTa 1 r3Tara ApTblKYJla He nasilIHbI 6blLLb 

BbITnYMaLlaIlbI TaKIM LJbIHaM, Ka6 )la3BOJlil{b na36erHYI{b Sblll.13Thl 

na,naTKay. 

3. be3 a6Me)KaSaHH5I. )l3C5I.HWIY nYHK1'ay 1 i 2 rJ1'ara ApTbIKYJI3 
K{))KHbl )J,arasopHbI BOK MO)l(a a6apaH5I.l{b npaBhl KP~))lhITopay a60 
'3a65[cne LIBau,b BbIKaHaHHe 3aKoHay, 5[K;5I. p:JrymofolJ:b BbI11YCK K<1Ill1'O)lJlhlX 

nanep, raH)laJIb iMi, anepau,bIi, 3B5I.3aHbUl. 3 KaW1'OYHhIMi nancpaMi i 

ShIKaI-IaI-meM CY.J:OBbIX paIlI3HH5I.Y, 5I.Ki51. BbIHiKaI-Ou,b 3 CYl{aBOJlCKix 

npar(3JLYp na rpaMa,n351.HCKix, a.n:MiHicTpau,bIHHblX KpbfMIHaJlbHhlX 

cnpasax, UlJI51XaM paYHanpaYHara, He;:J,bICKpbIMil-Iau,bIHlwra 

JLa6pa3bILIJ1isara npbIM5I.HCHH51 51ro 3aKaHa/LaYcTBa. 

4. rIepaBO)lbl, 3a3HaLJaHbI5I y l'31'blM ApTbIKYJle, 6YlJ,yQb 
3>KbllLU,51YJI5lu,ua rIa pblHaLJHaMY a6MeHHaMY Kypcy, 5lKi npbIM5IWleu,l{a 11<1 

iLaTY nepaBoJ/.y, 3ro,nHa 3 lnelOLJblM '3aKaHallaYCfBaM a6 BaJl101'Hbll',,1 

p3 ry JUlBaH II I. 

5. A6MeHHbI5I. KypCbI 6Y)lYUb Bb131-Ial IaUlLa Y 3)J,mlBe)),HaCu,i ] 

KauipoYKaMi BMI-OTHblX 6ip)l(ay Ha T3pbITopbli KmKHara '~ JlarasopHblx 

BaKoY a60 y sbIIla)lKY a)lcYTJ-Iacu,i anowHix 3rO)lHa '3 6aHKaycKai1 cicT:3M<1i-l 

IIa 'npbl1'opbri KO)l(Hara 3 )J,araBopHblX BaKoY. 

ApThIKyJl 7 

Cy6paraUhlH 

Kani a,n31H )J,araBopHbI DOK a60 ynaYHaBa)KaHa51 iM aprmIi3<lUbl51 

BbIKOHBae llnau,e)K CBaMMY iHBec1'apy y ciJlY rapaH1'bli, npaJ/.aCTaYJlel-IaM Y 
a)J,HociHax JJ.a 5lKiX-HC6Y)(3b iHBCCTbIqbIH Ha T3PblTOPhii iHLUara 

J~araBopHara bOKY, iHWbI )J,araBopHbI DOK 6y,n3C 6C3 crpaTbI npaBOY 
iHBCC1'apa neprnara )J,araBopHara BOKY y a)lnaBe)lHaCl{i 3 ApThIKYJlaM <) 

f''J1'ara I1ara)J,HeHH5[ i y a.n:naBc,nHacuj 3 npaBaMi neprnara ,L~araBopmlra 

bOKY 3rO)(Ha 3 ApTbIKynaM 10 r::nara TIara,nHeHH51 nph13HaBau,h nepalJ,aLIY 

neplllaMY )J,araBopHaMY DOKY ycix rrpaBoy i npaBoy naTpa6aBaHwI r:nam 
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il-IBeCTapa na 3aKaHa)J.aYCTBY a60 3rOJUIa 3 3aKOHHaH 3LJ,3CJIKai1. Anowlii 

JlaraBOpHbI DOK 6YLJ,3C TaKCaMa npbI3HaBalI,b cy6paraUbllO nCpLllhlM 

~araBOpHbIM DOKaM y a)J.HocirIax )J.a m06bIX TaKix npanoy i npaBOy 

naTpa6aBaHWI, 51Ki51 r3TbI )J,araBOpHbI DOK 6Y)J.3C t\1CILb npaBa 

mKbllI,lI,51Yfl5lUb y TbIM )l(a na~epbI, 51K i 51ro npaBanaIl5lp3,UHiK. Y TbIM, WTO 

LJ,aTblLfbIuua nepaBOLJ,Y IlflaU5I)I(0Y 3auiKaYflCHaMY )J,arUUOpIHUvty l;oKY 

3rOJU-Ia 3 f3TbIM nepaXO)J.aM npaBOY, nafla)l(3HHi ApTbIKYJlaY,4, 5 i 6 DTar<l 

nara)J.HcHH5I 6Y)J.YUb npbIM5IH5IUUa mutatis mutandis. 

ApTblKYJl 8 

IHlUblH a6aBH33UCJlbCTBhI 

I. Ka.ni YHY1'paHae 3aKaHa~aycTBa a,UHaro 3 )J.aruuopHhlX J)aKOY a60 
iCHYIOLlhl51 UI Y3ro,UHeHbI5I Y 6Y,UYLfbIM Y )J.anaYHeHHc .Ll,U r)Tara 

naI'a,UHeHH5I naMi)l( ~araBopHblMi DaKaMi U6aS5I3alI,CJIbCTBbl 3M5IIlILlmOL~b 

arYJlbHbI5I 1~1 CnelI,bI5IJlbllbHI npaBiJIbI, 3rO,UHa 3 51KIMI iHBCCTbIlI,bli 

iHBccTapay iHwara )J.araBopHara DOKY KapbIC1'alOlI,ua P3)KbIMaM 60JlbllI 

Cnpbl5lflbHbiM 3a TOM, UlTO YC1'aHaYJliBaeuua r3TbIM Ilara;:l,IlcJ-IHCM, r31'bl51 

npaBi:lbI MaIOl~b IJepaBary Y aLJ,HociHax .n:a DTara rIara,llI-leI-HUI y Toii 

LIaCTUbI i naC1'OJlbKi, y 51KOM i naKOJlbKi 51HhI 60JIbW CIlPhI5IJlbHbI5I. 

2. KO)l(I-Ibl .uaraBopHhI bOK 6y.n:3e BbIKOHBaUb IlpbIWITbI5I 113 c5I6e 

a6arHl3aueJlbCTBbl, 51Ki51 BbIHiKalOllh 3 MarLlhIMbIX Kall1'paKTay, 51Ki51 6blJli 

1aKJII04aHhI ] iHSCC1'apaM il-Hliara JlarusopHura bOKY y TbIM, UJTO 

)taTbJllblLlua il-IBeCThIUhIM, YXBafleHhlX nepllIhIM )J,araBopHhlM J)OKUM Ha 

CBaeM T3PbITOpbli . 

ApTblKYJl 9 

Yp3ryJlHBaHHc iHBCCTblUblHHblX Cnp3LJaK 

I. Jl106a51 cnp3LfKa naMi)l( ,lJ,araBopHblM bOKUM i ilIscc1'apaM iHwar'a 

~araBopHara bOKY, 51Ka51 MO)f(a Y3HiKHYUb Y CYB5I3i 3 51KiMi-Hc6YJnb 

iHBCCThIUbI5IMi, 6Y.II.3C na Mar4bIMaCUI pawauua 6aKaMi y cnp34Ubi 

.II.pY)l(amo6HbIM WJI5IXaM. 

2. Kani cnp34Ka Y a,UnaBe,UHacui 3 nYHKTaM 1 DTara ApThrKYJla He 

MO)f(a 6blUb BblpalllaHa Ha npaU5Iry TpOX MeC5Iuay '3 J~aThI niCbMOBara 

nUBc.n.aMJIeHH5I 3 na.n:pa6513HbIM BbIKJla.n.aHHeM naTpa6aBaHH5IY, rJTa 

cnp34Ka na npocb6e ~araBopHara DOKY a60 iHBeCTapa iHUJara 

)J,araBOpHaf'a bOKY 6y.n.3e Bblpalllauua y a.n.naBe)lHaCui '3 l-IaCTYnI-IhIMi 

npaU3,UypaMi: 
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a) y Mi)l(Hapo.n.HbIM U::mTpbI na yp3rymIBaHHi ilIBCCTbIllblHHblX 

cnp::p-IaK .l1.Jl51 yp3rymIBam-uI WJ151XaM npblMip3HIUI a60 ap6iTpa)l(y Y 

a.LJ,naBC,lJ,Hacui 3 KaHBCHUhl5l.H na yp3ry.151BaHHi iHBCCTbllJ,blihlblX Cnp3 t laK 
naMi)l( )~35Ip)l(aBaMi i ac06aMi iHWbIX .n.35Ip)l(aY, }lKa51 a)~KphITU 11m! 

na.n.nicaHH5I 18 caKaBiKa 1965 ro.n.a y r, Balli hlH rTOHC. Y Bbma)J,KY 
ap6iTpa)l(I-Iara pa3rJ15I.n.y KO)l(HbI ,[(aranopHbI DOK Y alIlIaBCWlacui '3 r3ThJl\1 

rrara.n.HCHHCM narT5Ip3)JJIC i KaHlfaTKosa ,lJ,ac 3rOlIY, I-laBaT Y TblM BbIrI3J(KY, 

K3J1i 3.n.CYTHi1IaC ac06Hae ap6iTpa)l(Hae nara.n.HeHHC naMi)K I'TrblM 

J(araBopHbIM OOKaM i iHBCCTapaM, Ha ncpa,lJ,al-!y Cnp~)llKi y ['3Th( U3Irrp i Ha 

BbIKOHBaHHC 511'0 paW3HH5IY. f3Ta 3ro.n.a 6Y,IJ,3e TaKC3M3 aW-lociuua i Wl 

a.n.MOBhI 3.n. n3Tpa6aBaHH5IY Taro, Ka6 a6aB5I3KOBiJ 6hlJli BhlKaHiJHbl 

YHYTP3Hbl51. a,IJ,MiHicTP3l(brl1Hbl51 i IOPbl,IJ,bl1lHbl51 npalPJ(ypbI; 

6) y ap6iTpa)l(HbIM cYIJ.3e 3 TpOX LIJ1CHUY 31'0)UIU ap6iTIXDKllaMY 

p3rJltlMCilTY UNCITRAL 3 anowHiMi nanpaYKaMi, npbJI-I5ITbIMi a6o)J,BYMa 

j(araBopHbIMi naKaMi Ha MOMaHT naBe.n.aMJJCHH5I a6 iHil(hIipaBaImi 

ap6iTpmKHaH nparJ,J.n.ypbJ. ,[(araBopHbI OOK npaJJ,CT3YJl5IC c5!6e y 

ap6iTpmKHbIM cY1J.3C TaKcaMa naBe/laMIYUJbI Y rJThIM BbmaJlKY, UlTO 

1-13KOIIT BbI3HaL!aI-IaH cnpaBbI Hi5lKaH iHllIaH ap6iTpmlmaH .n<lMo)iJleUaCLd He 

ICI-lYC. 

3. Paw:nlHi cY,r(u 6ynyuh KaHLIaTKOBhIMi i a6aBwlKoBbIMi WI5I 

BhIKaHaHlI5l, r3Tbl51 paw:::nUli 6Y)J.YUb BbIKOHBaUI~a y alInane.n.IIacqi '3 

IlaL~bl5IH3J1bHbIM 3aKaHa.n.aYcTsaM, KO)J(JIbI ,LI,araBopHhl l:>oK 6y Jnc 
nphl3HaBaL{b i 3a651Cnel.IBaUb nbIK3HaHl-IC ap6iTpmKHbix PaIlIJIII-I}lY '3rO)J,lIa .~ 

5JI'O a,HnaBc.n.HbIM 3UKalla;(aycTBaM, 

4, j(araBopHbI bOK, 51Ki 3'51ymlcuua 60KaM y Cnp3[1lJ,hI, a6aB51'mae[{l{a 

!-Ia npalJ,5Jry YC5Iro cy.n.oBara pa360py i BbIKaHaHH51 cYJ~oJ3ura palUJIIH5J lie 

BblcTaYJ151IJ,b y 51Kacui npaT3cTY TOM <paKT, UlTO iHBCCTap, }lKj 3'5Iy.151CI~IJ.a 

cynpauiYHbIM 60KaM y Cnp31JUbI, y BbIKaHaHHC 5IKOra-lIe6yn~H) 

rapaHTbIMI-Iara KaHTpaKTY aTpbIMay nOyHYlO a60 lJaCTI<OBYIO 

KaMneHcalJ,bllO y a.n.HociHax .ua naHeCCHbIX iM cTpaT. 

ApThlKyJI 10 

Yp3rYJIHBal-IHe Cnp3QaK naMim )1,araBopHblMi JiaKaMi 

1. Cnp31JKi naMi)K ,[(arasopHbIMi EaKaMi Ha nanCTaBC TJIYM3t-!')HWI 

a60 npbIM51HCHH5£ r3Tara Dara.uHeHluI nasiHHbI BblpaWalJ,ua, HaKOJlbKi r:na 

MarlfbIMa, WJI5IXaM .IlpY)l(3J1106HbIX ncpaMoy. 

2. KaJ1i BbIpaw3HHe 51KOH-HC6Y/l3b Cnp31JKi, 3a3HalfarraM y nyHKIJ,C I 
[,3Tal'a ApTbIKY.lla, HCMafLlbIMa Ha npaU5Jry wacui MeC5IIJ,ay, nTa cnp'Jt{Ku 

rIa xa.n.aMHiUTBY mo60ra 3 )J;araBopHbIX oaKoy 6y.u3e nepa.n.aJI3eHa y 
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ap6iTpmKHbI CY.LI. 

3. r:Hbi ap6iTpmKHbl cy.l1. 6Y.l1.3e 3aCHaBaHbI )1]]51 I(mI<Hara 

l(aHKp3TI-mra Bhma.l1.KY HacTynHblM 4bHIaM: 

KmKHbI 3 ,L(araBopHhiX baKOY npbI3HalIbIUb na 3.l1,HbiM l/JICIIC cYJla 1 

nTbl5I n:ml 4JIeHhi BbI3Ha4aL{b 3aTb1M rpaMa.l1.35IHiHa Tp:JIUIH 1l35Ip)l(aBbl, 51Ki i 
6y;ne npbI3Ha4aHhI CTaplIlbIHeti CY.l1.a 3 Y3aeMHaH 3rO)1,bl tlaraBopHblX 

baKoy. f3TbI5I 4JIeHhI naBiHHbI 6hlUb npbI3Ha4aHbl I-Ia IIpaq5Il'y )J,ByX 

\1eC5II~ay 3 ,iJ,aTbI, I(,wi a.l1.3iH )J,araBopHbl 110K flaBe.1laM i HI, i IHlWl\1Y 

,llaraBopHaMY bOKY a6 HaMepbI nepa,iJ,aUb CfllDLIKY y ap6iTpmKlIbi cy ;~. 

flpbI3Hal I3HHe CTapllIblHi naBiHHa a.1l6bIlJ,ua I-Ia npaU5Iry ;~ByX lIacTynHblx 

:\1eC5Iuay '3 )~H5I rrpbl3Hal I3HlUl rreplllbIX .l1.BYX llJIeHay, 

4. KaJli T3PMiHbI, '3a3Ha4aHbl5I y rrYHKue 3 r3Tara ApTbIKYJIa, IIC Obl;,i 

BbIKaH<:HlbI i KaJli )J,araBopHhul baKi He .lLaMOBiJriC5I ao iI-HUbIM, mOObI '3 

)laraBopHhIX EaKOY MmKa 3B5IpHYUUa 3 npOChOaI1 ao npaBRIL3CHHi 

HCaOXO)IHbIX npbI3HalI3HH5IY )1,a CTaplllblHi Mi)KI-lap01l.lrara CYJHl. KaJli 

CraplllblH5I Mi)J<Hapo.l1.I-Iara Cy):r.a 3'51yrr5lCIJ,ua rpaMa)l.351HiIlHM a,llIlH['O '3 

,llaraBopHblX baKOY a60 He Mae MarLlhlMaCIJ,i mKbILUJ,5IBiI~h '3a3IJaLI,HIbJ}1 

BblUDH )J,3e5l1-lHi IIa iHlllhIX npbl4bIHax, rrpaBa a)KbIUU5IYJICHWI Hea6x01J,HbIX 

npbI3Ha43HH5IY 6Y.1l3e npa.1laCTaYJIeHa HaMeCHiKY CraplIJbIHi a60 y 

BbII1a.l1.KY, KaJli i eH He Mae Mar4hIMacui, rrpoCI:.6a (t6 IlpaB51.)l3C1I1Ii 

Hea6x01J,Hh1X nph13Ha43HH5IY 6Y.l1.3e a.1lpacaBaJ-Ia lIacrYfIHaMY fIa 

CTaplIlhlHCTBY 4J1eHY Mi)KHapO.l1.Hara CY.lLa, 5l.Ki a.1lnaB5l}(aC T<lIdM ,/IW 

I-Iea6xo.1lHhlM yr-.lOBaM. 

5. CY;l caM BbI3Ha4ae p3L'laMeI-IT CBaCH npaUbJ. 

6. Ap6iTpmKHbI cy.l1. nphIMae CBae pa1Il3HJ-Ii y a)]'rraBC.l1.IIaCILi '~ r:nhIM 

nara.llHeHI-IeM 3rO.l1.Ha 3 arYJIbl-mrrphI3HaHhIMi rrpaBinaMi Mi)J(HapO.l1.IIara 

npaBa. EH rrphIMae CBae pa1Il3HHi 60rrblIlaCUIO raJlacoy, DTbl51 pa1Il3Hll1 

6y )J,yL~b KaHLJaTKOBbIMi i a6aB5I3KOBhIMi .l1.JI51. BbIKaHaHH5I. 

7. KmKHhI 3 .ll,araBopHhIX naKOY H5ICe Bbl)J,aTKI npbI'3IIalJaliara 1M 

lUIel-Ia cy,lla i BbI.ll3TKi, 3B.5I3aHbl.51 3 .5Iro y,I:peJJaM y ap6iTpcDKHh):\1 

CY.1laBO.l1.CTBe. Bhl.J,aTKi CTaplllblHi i H51.YJllLJUHbI5I Bbl,n.aTKi 6Y.1lYUb 

na.1l3erreHbI napOYHy rraMi)K J~araBopHbIMi b3KaMi. Cy.L~ cBaiM paUJJHHCM 

MO)J(a BbI3HaLlbIUb iHlIlYIO nparIOpUbIlO pa3MepKaBaHH51. BblnaTKUY, 

A pTbl KY J1 11 

TIPbIMHHcHHe TIaraLI.IleHHSI 

I. f3Ta nara.l1.HeHHe 6Y.l1.3e rrpbIM5IH51.uua .l~a iHBecTbIL~bli1, 

a)Kblql~eY.1eHblx iHBecTapaM a.l1.Haro )J,araBOpHaI'a DOKY Ha TJpbITOPbl1 
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iHLuara j~araBopHara DOKY y a.n:naBe.IU-Iacui 3 51ro IOCIOYhIM 

:3aKaHa.n:aYCTBaM jlK .n:a, TaK i naClIjl YCTynlICHH51 y CilIY r:Hara llara~HeH}-m. 

2. r::Ha nam.n:HelIHC He a6M5DKOYBac j~araBopHhI5I SaKi BblKOHBaUb 

IOPhI,n:hP-lHhI51 1l0pMhI Eypanci1cKara Caw3a, HC 3JHlaBeWlhIH rJT3MY 

rJara.IU-ICHHIO, .n:3CIOQhl51 y JIJ06hI ;:I,a.n:3eHhl npaMe)KaK ~Iacy. 

3. Y Bhma.n:KY Y3HiKHeHHH Henapa3YMeHl-f5lY Y a)UIOciHax ,a,a Ll,3C5IHH5I 

nYHKTa 2 r:nara ApThlKYJla Ll,araBOpHbl51 DaKi 6ynyuh IlpaBo)]'3iu,b 

KaHcy JlhTaUhII. 

ApThlKYJ1 12 

YcrynJIeHi-le y ciJIy i T3PMiH JueHl-lHH 

1. f:3Ta nara.l1,Hel-lHe na.l1,JI5Irae paThI£!liKaUhIi i YCTynil~b Y CIJIY Y 
neplilbI )],3eHb Tp3U51ra MeC5Iua, 51Kl a.n:JlP-lBaeL~ua naCJl51 MCC5Iua, Ha npaL~51ry 

51Kora aJ~6hlyc5I a6McH paTbI<jJiKaUhlHHhIMi rpaMaTaMi. 

2. 1".3Ta rJaram-ICHHc 6y.n:3e 3aCTaBaLu~a Y ciJlc lIa npaL~51ry 
.n:3ec511~ira.n:oBa['a nepbUI.n:y. rJa CKaWI3HHi .n:3ec5IuiraJ(OBara nepbI5I)W 5[110 

6Y)]'3e 3aCTaBal~u,a y ciJle Ha npau,51ry HCa3HaYaIIara IlCPhI5I;:iy ;~a CKaH~I3HI151 
)~BaHaUuaI~i Mec5Iuay 3 MOMaIUY IlaCTYIlJIeHI-I51 na )~hmJlaMaTh[1-lHb)X 

KaIIaJIaX fIlCbMOBara IlaBe)J,aMJleHH5I a)~I-faro 3 ,Ll,araBopHhIX 5:1)(oy a6 

)],3HaI-fCal~hli DTara Ilara.IU-lcHH5I. 

3. Y a)]'I-lOciHaX ;I,a iHBCCTbIL~bIH, 51Ki51 6blJIi aJKblI~[~cyjleHhl )~a 

cnhIHCHH51 .n:3e5lHH51 r)'rara rJara.n:HeHH5I, naJlaJloHHi APTbll<YJlay 1-1 1 
r3Tara nara.n:HeHH51 6y D,YUb 3aCTaBauua y ciJle IIa IlPaL~51ry mlTl-raL~uaL(i 

ra.n:oy, lIiQatfhI 3 )],aThI CIlhIHeHH51 jlro )],3e5lHH5I. 

3)J,3ei1cHeHa y )J,ByX JK33MnJl5lpaX y MiHCKY 16 .MaS) 2001 rO)J,a HCl 

H5IMeUKai1, 6enapycKai1 i aH['nii1cKai1 MOBax, IlpbILlhIM ycc T3KCThI 

]'51YJl5lI-Ouua aYT3HThIQHbIMi. Y BhIlla,lJ,KY pa3bIXO,lJ,)l(aHlUIY ncpaBara 6YJl,3C 

Ha.n:aBaUl(a T3KCTY I-ra aHrnii1cKai1 MOBe. 

3A YPA,11; 
AYCTPbIHCKAH P3CfIYI>JIIKI 

! 

3A YPA,11; 
P3CfIYI>JIIKI6EAAPYCb 

~~ 0, (JJl \ 
\ 'J 
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AGREEMENT 
between the Government of the Republic of Austria and the Government of the Republic 

of Belarus for the Promotion and Protection of Investments 
THE GOVERNMENT OF THE REPUBLIC OF AUSTRIA AND THE GOVERNMENT OF THE 

REPUBLIC OF BELARUS, hereinafter referred to as “the Contracting Parties”, 
DESIRING to create favourable conditions for greater economic co-operation between the Contract-

ing Parties, 
RECOGNIZING that the promotion and protection of investments may strengthen the readiness for 

such investments and thereby make an important contribution to the development of economic relations, 
HAVE AGREED AS FOLLOWS: 

ARTICLE 1 
Definitions 

For the purposes of this Agreement 
(1) the term “investment” comprises all assets and in particular, though not exclusively: 

 a) movable and immovable property as well as any other rights in rem such as mortgages, liens, 
pledges and similar rights; 

 b) shares and other types of participations in undertakings; 
 c) claims to money that has been given in order to create an economic value or claims to any per-

formance having an economic value; 
 d) intellectual and industrial property rights, as defined in the multilateral agreements concluded 

under the auspices of the World Intellectual Property Organization, including, but not limited to, 
copyright, trademarks, patents, industrial designs and technical processes, trade names, goodwill 
and undisclosed information, including know-how; 

 e) business concessions under public law to search for, cultivate, extract or exploit natural re-
sources. 

A change in the form in which assets are invested made in accordance with the legislation of either Con-
tracting Party does not affect their character as investments. 

(2) The term “investor” means 
 a) any natural person who is a citizen of either Contracting Party and makes an investment in the 

other Contracting Party’s territory; 
 b) any juridical person, or partnership, constituted in accordance with the legislation of one Con-

tracting Party, having its seat in the territory of this Contracting Party and making an investment 
in the other Contracting Party’s territory; 

 c) any juridical person, or partnership, constituted in accordance with the legislation of a Contract-
ing Party or of a third State in which the investor referred to in paragraphs (2) (a) or (2) (b) of 
this Article exercises a dominant influence. 

(3) The term “associated activities” means activities connected with an investment and undertaken in 
accordance with the applicable laws and regulations of the host Contracting Party. 

(4) The term “returns” means the amounts yielded by an investment, and in particular, though not 
exclusively, profits, interests, capital gains, dividends, royalties, licences and other fees. 

(5) The term “without undue delay” means such period as is normally required for the completion of 
the necessary formalities for the transfer of payments. 

(6) The term “territory” refers to the territory of the State concerned over which that State may exer-
cise sovereign rights or jurisdiction in accordance with international law. 

ARTICLE 2 
Promotion and Protection of Investments 

(1) Each Contracting Party shall in its territory promote, as far as possible, investments of investors 
of the other Contracting Party, admit such investments and associated activities in accordance with its 
legislation and in any case accord such investments and associated activities fair and equitable treatment. 
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(2) Investments admitted according to paragraph (1) of this Article and their returns shall enjoy the 
full protection of the present Agreement. The same applies without prejudice to the regulations of para-
graph (1) of this Article also for such returns in case of reinvestment of such returns. 

ARTICLE 3 
Treatment of Investments 

(1) Each Contracting Party shall accord to investors of the other Contracting Party and their invest-
ments treatment no less favourable than that accorded to its own investors and their investments or to 
investors of any third State and their investments. 

(2) Neither Contracting Party shall in its territory subject investors of the other Contracting Party, as 
regards, in particular, but not exclusively, the management, maintenance, use, enjoyment or disposal of 
their investments, to treatment less favourable than that which it accords to its own investors or to inves-
tors of any third State whichever is more favourable. 

(3) The provisions of paragraph (1) of this Article shall not be construed so as to oblige one Con-
tracting Party to extend to the investors of the other Contracting Party and their investments the present 
or future benefit of any treatment, preference or privilege resulting from 
 a) any customs union, common market, free trade area or membership in an economic community; 
 b) any international agreement, international arrangement or domestic legislation regarding taxa-

tion; 
 c) any regulation to facilitate frontier traffic. 

ARTICLE 4 
Expropriation and Compensation 

(1) Investments of investors of either Contracting Party shall not be nationalised, expropriated or 
subjected to measures having effect equivalent to nationalisation or expropriation (hereinafter referred to 
as “expropriation”) in the territory of the other Contracting Party except for a public purpose under due 
process of law, on a non-discriminatory basis and against prompt, adequate and effective compensation. 
Such compensation shall amount to the actual market value of the investment expropriated immediately 
before the expropriation or before the impending expropriation became public knowledge, whichever is 
the earlier, shall include interest calculated on the LIBOR basis or equivalent from the date of expropria-
tion until the date of payment, shall be made promptly, be effectively realisable and be freely transfer-
able. Such transfers shall be effected without undue delay in the convertible currency in which the in-
vestment was originally made or in any other convertible currency agreed by the investor and the Con-
tracting Party concerned. Provisions for the determination and payment of such compensation shall be 
made in an appropriate manner not later than at the moment of the expropriation. 

(2) Where a Contracting Party expropriates assets of a company which is considered as a company 
of this Contracting Party and in which an investor of the other Contracting Party owns shares, it shall 
apply the provisions of paragraph (1) of this Article so as to ensure due compensation to this investor. 

(3) The investor shall be entitled to have the legality of the expropriation reviewed by the competent 
authorities of the Contracting Party having induced the expropriation. 

(4) The investor shall be entitled to have the amount and the provisions for the payment of the com-
pensation reviewed either by the competent authorities of the Contracting Party having induced the ex-
propriation or by an international arbitral tribunal according to Article 9 of the present Agreement. 

ARTICLE 5 
Compensation for Losses 

(1) Investors of one Contracting Party whose investments in the territory of the other Contracting 
Party suffer losses owing to war or other armed conflict, revolution, a state of national emergency, revolt, 
insurrection, riot or other similar events in the territory of the latter Contracting Party, shall be accorded 
by the latter Contracting Party treatment, as regards restitution, indemnification, compensation or other 
settlement, no less favourable than that which the latter Contracting Party accords to its own investors or 
to investors of any third State. Resulting payments shall be freely transferable. 
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(2) Without prejudice to paragraph (1) of this Article, investors of one Contracting Party who in any 
of the events referred to in that paragraph suffer losses in the territory of the other Contracting Party 
resulting from: 
 a) requisitioning of their investment or part thereof by the latter’s forces or authorities, or 
 b) destruction of their investment or part thereof by the latter’s forces or authorities which was not 

required by the necessity of the situation, 
shall be accorded by the latter Contracting Party restitution or compensation, which in either case shall be 
prompt, adequate and effective and with respect to compensation, shall be freely transferable in accor-
dance with Article 4, paragraph (1) of this Agreement. 

ARTICLE 6 
Transfers 

(1) Each Contracting Party shall guarantee without undue delay to investors of the other Contracting 
Party the free transfer in freely convertible currency of payments in connection with an investment, in 
particular but not exclusively, of 
 a) the initial amounts and additional amounts for the maintenance or extension of the investment; 
 b) amounts assigned to cover expenses relating to the management of the investment; 
 c) the returns; 
 d) the repayment of loans; 
 e) the proceeds from total or partial liquidation or sale of the investment; 
 f) a compensation according to Article 4 paragraph (1) and Article 5 of the present Agreement; 
 g) payments arising out of the settlement of a dispute. 

(2) The provisions of paragraph (1) of this Article shall not be construed so as to permit tax evasion. 
(3) Notwithstanding paragraphs (1) and (2) of this Article, each Contracting Party may protect the 

rights of creditors, or ensure compliance with laws on the issuing, trading and dealing in securities and 
the satisfaction of judgements in civil, administrative and criminal adjudicatory proceedings, through the 
equitable, non-discriminatory, and good faith application of its laws and regulations. 

(4) The transfers referred to in this Article shall be made at the rate of exchange applicable on the 
date of transfer pursuant to the exchange regulations in force. 

(5) The rates of exchange shall be determined according to the quotations on the stock exchanges on 
the territory of each Contracting Party or in the absence of such quotations by the respective banking 
system in the territory of each Contracting Party. 

ARTICLE 7 
Subrogation 

Where one Contracting Party or an institution authorized by it makes payments to its investor by vir-
tue of a guarantee for an investment in the territory of the other Contracting Party, the other Contracting 
Party shall without prejudice to the rights of the investor of the first Contracting Party under Article 9 of 
the present Agreement and to the rights of the first Contracting Party under Article 10 of the present 
Agreement recognize the assignment to the first Contracting Party of all rights and claims of this investor 
under a law or pursuant to a legal transaction. The latter Contracting Party shall also recognize the subro-
gation of the former Contracting Party to any such rights or claims which that Contracting Party shall be 
entitled to assert to the same extent as its predecessor in title. As regards the transfer of payments to the 
Contracting Party concerned by virtue of such assignment, Articles 4, 5 and 6 of the present Agreement 
shall apply mutatis mutandis. 

ARTICLE 8 
Other Obligations 

(1) If the provisions of law and regulations of either Contracting Party or international obligations 
existing at present or established thereafter between the Contracting Parties in addition to the present 
Agreement, contain a rule, whether general or specific, entitling investments by investors of the other 
Contracting Party to a treatment more favourable than is provided for by the present Agreement, such 
rule shall to the extent that it is more favourable prevail over the present Agreement. 
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(2) Each Contracting Party shall observe any contractual obligation it may have entered into towards 
an investor of the other Contracting Party with regard to investments approved by it in its territory. 

ARTICLE 9 
Settlement of Investment Disputes 

(1) Any dispute arising from an investment, between a Contracting Party and an investor of the other 
Contracting Party shall, as far as possible, be settled amicably between the parties to the dispute. 

(2) If a dispute according to paragraph (1) of this Article cannot be settled within three months of a 
written notification of sufficiently detailed claims, the dispute shall upon the request of the Contracting 
Party or of the investor of the other Contracting Party be subject to the following procedures: 
 a) to conciliation or arbitration by the International Centre for Settlement of Investment Disputes, 

established by the Convention on the Settlement of Investment Disputes between States and Na-
tionals of other States, opened for signature at Washington on March 18th, 1965. In case of arbi-
tration, each Contracting Party, by this Agreement irrevocably consents in advance, even in the 
absence of an individual arbitral agreement between the Contracting Party and the investor, to 
submit any such disputes to this Centre and to accept the award as binding. This consent implies 
the renunciation of the requirement that the internal administrative or juridical remedies should 
be exhausted; or 

 b) to arbitration by three arbitrators in accordance with the UNCITRAL arbitration rules, as amen-
ded by the last amendment accepted by both Contracting Parties at the time of the request for 
initiation of the arbitration procedure. The Contracting Party submits itself to the arbitral tribunal 
mentioned also in the case that no such agreement for arbitration exists. 

(3) The award shall be final and binding; it shall be executed according to national law; each Con-
tracting Party shall ensure the recognition and enforcement of the arbitral award in accordance with its 
relevant laws and regulations. 

(4) A Contracting Party which is a party to a dispute shall not, at any stage of conciliation or arbitra-
tion proceedings or enforcement of an award, raise the objection that the investor who is the other party 
to the dispute has received by virtue of a guarantee indemnity in respect of all or some of its losses. 

ARTICLE 10 
Settlement of Disputes between the Contracting Parties 

(1) Disputes between the Contracting Parties concerning the interpretation or application of this 
Agreement shall, as far as possible, be settled through amicable negotiations. 

(2) If a dispute according to paragraph (1) of this Article cannot be settled within six months it shall 
upon the request of either Contracting Party be submitted to an arbitral tribunal. 

(3) Such arbitral tribunal shall be constituted ad hoc as follows: each Contracting Party shall appoint 
one member and these two members shall agree upon a citizen of a third State as their chairman. Such 
members shall be appointed within two months from the date one Contracting Party has informed the 
other Contracting Party, that it intends to submit the dispute to an arbitral tribunal, the chairman of which 
shall be appointed within two further months. 

(4) If the periods specified in paragraph (3) of this Article are not observed, either Contracting Party 
may, in the absence of any other relevant arrangement, invite the President of the International Court of 
Justice to make the necessary appointments. If the President of the International Court of Justice is a 
citizen of either of the Contracting Parties or if he is otherwise prevented from discharging the said func-
tion, the Vice-President or in case of his inability the member of the International Court of Justice next in 
seniority should be invited under the same conditions to make the necessary appointments. 

(5) The tribunal shall establish its own rules of procedure. 
(6) The arbitral tribunal shall reach its decision by virtue of the present Agreement and pursuant to 

the generally recognized rules of international law. It shall reach its decision by a majority of votes; the 
decision shall be final and binding. 

(7) Each Contracting Party shall bear the costs of its own member and of its legal representation in 
the arbitration proceedings. The costs of the chairman and the remaining costs shall be borne in equal 
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parts by both Contracting Parties. The tribunal may, however, in its award determine another distribution 
of costs. 

ARTICLE 11 
Application of the Agreement 

(1) This Agreement shall apply to investments made in the territory of one of the Contracting Parties 
in accordance with its legislation in force by investors of the other Contracting Party prior to as well as 
after the entry into force of this Agreement. 

(2) The Contracting Parties are not bound by this Agreement insofar as it is incompatible with the 
legal acquis of the European Union (EU) in force at any given time. 

(3) In case of uncertainties concerning the effects of paragraph (2) of this Article the Contracting 
Parties will engage in consultations. 

ARTICLE 12 
Entry into Force and Duration 

(1) This Agreement is subject to ratification and shall enter into force on the first day of the third 
month that follows the month during which the instruments of ratification have been exchanged. 

(2) This Agreement shall remain in force for a period of ten years; it shall be extended thereafter for 
an indefinite period and may be denounced in writing through diplomatic channels by either Contracting 
Party giving twelve months’ notice. 

(3) In respect of investments made prior to the date of termination of the present Agreement the pro-
visions of Article 1 to 11 of the present Agreement shall continue to be effective for a further period of 
fifteen years from the date of termination of the present Agreement. 

DONE in duplicate at Minsk this 16th day of May 2001 in the German, Belarusian and English lan-
guages, each text being equally authentic. In case of divergencies the English text shall prevail. 

For the Government of the Republic of Austria: 

F. Cede 

For the Government of the Republic of Belarus: 

S. Martynov 

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifika-
tionsurkunde wurde am 14. März 2002 ausgetauscht; das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 12 Abs. 1 
mit 1. Juni 2002 in Kraft. 

Schüssel 


